
SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN LÉGER — RECHTSSACHEN C-40/03 P UND C-41/03 P 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
PHILIPPE LÉGER 

vom 17. Februar 2005 1 

1. In den Jahren 1999 und 2000 erließ die 
Kommission der Europäischen Gemein­
schaften Schutzmaßnahmen gegen be­
stimmte Einfuhren von Zucker und Kakao 
aus den überseeischen Ländern und Gebie­
ten (im Folgenden: ÜLG). Die Kommission 
war der Auffassung, dass die streitigen Ein­
fuhren das Funktionieren der gemeinsamen 
Marktorganisation für Zucker störten. 

2. Gegen diese Schutzmaßnahmen wurden 
verschiedene Klagen erhoben, so u. a. von 
der Rica Foods (Free Zone) NV (im Folgen­
den: Rica Foods oder Rechtsmittelführerin) 
beim Gericht erster Instanz und vom König­
reich der Niederlande beim Gerichtshof. 

3. Die Klagen von Rica Foods sind vom 
Gericht in drei Urteilen vom 17. Januar 
2002 2 und 14. November 2002 3 abgewiesen 
worden. Zwei dieser Urteile sind mit dem 
Rechtsmittel angefochten worden, das Ge­
genstand der vorliegenden Schlussanträge 
ist. 

4. Was die Klagen des Königreichs der 
Niederlande beim Gerichtshof anbelangt, so 
hat der Gerichtshof ihre Prüfung bis zur 
Verkündung der Urteile des Gerichts in den 
vorgenannten Rechtssachen ausgesetzt. 
Diese Klagen behandele ich in meinen 
heutigen Schlussanträgen in den Rechtssa­
chen C-26/00, C-180/00 und C-452/00 
(Niederlande/Kommission). 

I — Rechtlicher Rahmen 

5. Die Regelungen, die für die Prüfung der 
vorliegenden Rechtssachen einschlägig sind, 
sind die Bestimmungen über die gemein­
same Marktorganisation für Zucker (nach­
stehend Abschnitt A), über die Assoziierung 
der ÜLG mit der Gemeinschaft (Abschnitt B) 
und über den Erlass der im vorliegenden Fall 
angefochtenen Schutzmaßnahmen (Ab­
schnitt C). 

A — Die gemeinsame Marktorganisation für 
Zucker 

6. Mit der Verordnung (EG) Nr. 2038/1999 
des Rates vom 13. September 1999 über die 

1 — Originalsprache: Französisch. 
2 — Urteil in der Rechtssache T-47/00 (Rica Foods/Kommission, 

Slg. 2002, II-113). 
3 — Urteile in den Rechtssachen T-94/00, T-110/00 und T-159/00 

(Rica Foods u. a./Kommission, Slg. 2002, II-4677, im 
Folgenden: Urteil Rica Foods II) und in den Rechtssachen 
T-332/00 und T-350/00 (Rica Foods und Free Trade Foods/ 
Kommission, Slg. 2002, II-4755, im Folgenden: Urteil Rica 
Foods III). 
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gemeinsame Marktorganisation für Zucker 4 

kodifizierte der Rat nach deren zahlreichen 
Ä n d e r u n g e n die V e r o r d n u n g (EWG) 
Nr. 1785/81 vom 30. Juni 1981 5, mit der 
diese gemeinsame Marktorganisation einge­
führt worden war. Diese Marktorganisation 
regelt den Zuckermarkt der Gemeinschaft, 
um die Beschäftigung und den Lebensstan­
dard der Zuckererzeuger der Gemeinschaft 
zu erhöhen. 

7. Die Stützung der Gemeinschaftsproduk­
tion durch garantierte Preise ist auf nationale 
Produktionsquoten (A- und B-Quote) be­
schränkt, die der Rat den Mitgliedstaaten 
zuteilt, die sie dann ihrerseits unter ihren 
Erzeugern aufteilen. Zucker der B-Quote (B-
Zucker) unterliegt einer höheren Produk­
tionsabgabe als Zucker der A-Quote (A-Zu-
cker). Über die A- und die B-Quote hinaus 
erzeugter Zucker wird als C-Zucker bezeich­
net und darf innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft nicht verkauft werden, es sei 
denn, er wird wieder in die A- oder die B-
Quote der folgenden Saison aufgenommen. 

8. Für außergemeinschaftliche Ausfuhren 
werden, ausgenommen für C-Zucker, Aus­
fuhrerstattungen gemäß Artikel 18 der Ver­
ordnung Nr. 2038/1999 gewährt, um den 
Unterschied zwischen dem Preis auf dem 
Gemeinschaftsmarkt und dem Preis auf dem 
Weltmarkt auszugleichen. 

9. Für die Zuckermenge, für die eine Aus­
fuhrerstattung beansprucht werden kann, 
und den jährlichen Gesamtbetrag der Erstat­
tungen gelten die Übereinkünfte der Welt­
handelsorganisation (WTO) (im Folgenden: 
WTO-Übereinkünfte), denen die Gemein­
schaft mit dem Beschluss 94/800/EG des 
Rates vom 22. Dezember 1994 6 beigetreten 
ist. Spätestens ab dem Wirtschaftsjahr 
2000/01 musste die mit Ausfuhrerstattung 
exportierte Zuckermenge auf 1 273 500 
Tonnen und der Gesamtbetrag der Aus­
fuhrerstattungen auf 499,1 Millionen Euro 
beschränkt werden, was eine Verringerung 
um 20 % bzw. 36 % gegenüber den Zahlen 
für das Wirtschaftsjahr 1994/95 bedeutete. 

B — Die Regelung über die Assoziierung der 
überseeischen Länder und Gebiete mit der 
Gemeinschaft 

10. Nach Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe s EG 
umfasst die Tätigkeit der Gemeinschaft die 
Assoziierung der überseeischen Länder und 
Gebiete (ÜLG), um den Handelsverkehr zu 
steigern und die wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung durch gemeinsame Bemühun­
gen zu fördern. 

11. Nach Artikel 299 Absatz 3 EG und 
Anhang II des EG-Vertrags gehören Aruba 
und die Niederländischen Antillen zu den 
ÜLG. 

4 — ABI. L 252, S. 1. 
5 — Verordnung des Rates über die gemeinsame Marktorganisa­

tion für Zucker (ABl. L 177, S. 4). 

6 — Beschluss über den Abschluss der Übereinkünfte im Rahmen 
der multilateralen Verhandlungen der Uruguay-Runde (1986-
1994) im Namen der Europäischen Gemeinschaft in Bezug auf 
die in ihre Zuständigkeiten fallenden Bereiche (ABl. L 336, 
S. 1). 
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12. Nach Artikel 182 EG ist das Ziel der 
Assoziierung die Förderung der wirtschaft­
lichen und sozialen Entwicklung der ÜLG 
und die Herstellung enger Wirtschaftsbezie­
hungen zwischen ihnen und der gesamten 
Gemeinschaft. Gemäß Artikel 183 Nummer 
1 EG wenden die Mitgliedstaaten auf ihren 
Handelsverkehr mit den ÜLG das System an, 
das sie aufgrund des EG-Vertrags unterein­
ander anwenden. 

13. Der Rat erließ auf der Grundlage des 
Artikels 187 EG mehrere Beschlüsse über die 
Einzelheiten und das Verfahren für die 
Assoziierung der ÜLG mit der Gemein­
schaft. Der hier einschlägige Beschluss ist 
der Beschluss 91/482/EWG des Rates vom 
25. Juli 1991 7, der nach seinem Artikel 240 
Absatz 1 für einen am 1. März 1990 
beginnenden Zeitraum von zehn Jahren gilt. 

14. Verschiedene Bestimmungen des Be­
schlusses 91/482 wurden durch den Be­
schluss 97/803/EG des Rates vom 24. No­
vember 1997 zur Halbzeitänderung des 
Beschlusses 91/482 8 geändert. Am 25. Fe­
bruar 2000 verlängerte der Rat diesen Be­
schluss überdies bis zum 28. Februar 2001 9. 

15. Nach Artikel 101 Absatz 1 des ÜLG-
Beschlusses sind Waren mit Ursprung in den 
ÜLG zur Einfuhr in die Gemeinschaft zollfrei 
zugelassen. Nach Artikel 102 des ÜLG-
Beschlusses wendet die Gemeinschaft 
,,[u]nbeschadet [des Artikels] 108b ... bei 
der Einfuhr von Ursprungswaren der ÜLG 
keine mengenmäßigen Beschränkungen oder 
Maßnahmen gleicher Wirkung an". 

16. Artikel 108 Absatz 1 erster Gedanken­
strich des ÜLG-Beschlusses verweist u. a. für 
die Bestimmung des Begriffes „Ursprungs­
waren" auf Anhang II des Beschlusses (im 
Folgenden: Anhang II). Gemäß Artikel 1 des 
Anhangs II gilt ein Erzeugnis als Ursprungs­
ware der ÜLG, der Gemeinschaft oder der 
Staaten Afrikas, der Karibik und des Pazifiks 
(im Folgenden: AKP-Staaten), wenn es dort 
entweder vollständig hergestellt oder gewon­
nen oder in ausreichendem Maß be- oder 
verarbeitet worden ist. 

17. Artikel 3 Absatz 3 des Anhangs II führt 
eine Reihe von Be- und Verarbeitungen auf, 
die als nicht ausreichend angesehen werden, 
um den Ursprung eines Erzeugnisses u. a. in 
den ÜLG zu begründen. 

18. Artikel 6 Absatz 2 des Anhangs II 
bestimmt jedoch: „Wenn vollständig in der 
Gemeinschaft oder in den AKP-Staaten 

7 — Beschluss über die Assoziation der überseeischen Länder und 
Gebiete mit der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(ABl. L 263. S. 1). 

8 — ABl. L 329, S. 50 (im Folgenden zusammen mit dem Beschluss 
91/482: ÜLG-Beschluss). 

9 — Vgl. Beschluss 2000/169/EG (ABl. L 55, S. 67). 
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hergestellte bzw. gewonnene Erzeugnisse in 
den ÜLG be- oder verarbeitet werden, gelten 
sie als vollständig in den ÜLG hergestellt." Es 
handelt sich um die so genannten „Regeln 
über die Ursprungskumulierung EG/ÜLG 
und AKP/ÜLG". 

19. Nach Artikel 6 Absatz 4 des Anhangs II 
gelten diese Regeln über die Ursprungsku­
mulierung EG/ÜLG und AKP/ÜLG für „jede 
in den ÜLG vorgenommene Be- oder Ver­
arbeitung einschließlich der in Artikel 3 
Absatz 3 genannten Behandlungen". 

20. Der Beschluss 97/803 hat allerdings die 
Geltung dieser Kumulierungsregeln dadurch 
eingeschränkt, dass mit ihm in den Beschluss 
91/482 der Artikel 108b eingefügt wurde. 
Nach dessen Absatz 1 wird „die in Anhang II 
Artikel 6 genannte Ursprungskumulierung 
AKP/ÜLG für eine Jahresmenge von 3 000 
Tonnen Zucker zugelassen". Die Geltung der 
Regel über die Ursprungskumulierung EG/ 
ÜLG ist dagegen durch den Beschluss 97/803 
nicht beschränkt worden. 

C — Die streitigen Schutzmaßnahmen 

21. Nach Artikel 109 Absatz 1 des ÜLG-
Beschlusses kann die Kommission „die not­
wendigen Schutzmaßnahmen" in zwei Fällen 

treffen. Dies gilt erstens dann, wenn „die 
Anwendung [des ÜLG-Beschlusses] ernste 
Störungen für einen Wirtschaftsbereich der 
Gemeinschaft oder eines oder mehrerer 
Mitgliedstaaten mit sich bringt oder deren 
äußere finanzielle Stabilität gefährdet". Zwei­
tens ist sie hierzu dann ermächtigt, „wenn 
Schwierigkeiten auftreten, die die Beein­
trächtigung eines Wirtschaftsbereichs der 
Gemeinschaft oder einer ihrer Regionen 
nach sich ziehen könnten". 

22. In beiden Fällen muss die Kommission 
jedoch nach Artikel 109 Absatz 2 des ÜLG-
Beschlusses die „Maßnahmen ... wählen, die 
die geringsten Störungen für das Funktio­
nieren der Assoziation und der Gemein­
schaft mit sich bringen". Außerdem dürfen 
,,[d]iese Maßnahmen ... nicht über das zur 
Behebung der aufgetretenen Schwierigkeiten 
unbedingte erforderliche Maß hinausgehen". 

23. Die Kommission erließ am 15. November 
1999 auf der Grundlage des Artikels 109 des 
ÜLG-Beschlusses die Verordnung (EG) 
Nr. 2423/1999 zur Einführung von Schutz­
maßnahmen betreffend Zucker des KN-
Codes 1701 und Zucker-Kakao-Mischungen 
der KN-Codes 1806 10 30 und 1806 10 90 
mit Ursprung in den ÜLG 10. Mit dieser bis 
zum 29. Februar 2000 geltenden Verordnung 
unterstellte die Kommission die durch die 
Ursprungskumulierung EG/ÜLG begünstig­
ten Einfuhren von Zucker einer Mindest-

10 — ABl. L 294, S. 11. 
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preisregelung und unterwarf die Einfuhren 
von Zucker-Kakao-Mischungen (im Folgen­
den: Mischungen) mit Ursprung in den ÜLG 
dem gemeinschaftlichen Überwachungsver­
fahren nach Artikel 308d der Verordnung 
(EWG) Nr. 2454/93 1 1 in der Fassung der 
Verordnung (EG) Nr. 1427/97 der Kommis­
sion vom 23. Juli 1997 12. 

24. Am 29. Februar 2000 erließ die Kom­
mission — ebenfalls auf der Grundlage von 
Artikel 109 des ÜLG-Beschlusses — die 
Verordnung (EG) Nr. 465/2000 zur Ein­
führung von Schutzmaßnahmen betreffend 
Einfuhren von Erzeugnissen des Zuckersek­
tors aus den ÜLG mit Ursprungskumulie-
rung EG/ÜLG 13. 

25. In den Begründungserwägungen der 
Verordnung Nr. 465/2000 heißt es: 

„(1) Die Kommission hat festgestellt, dass 
die Einfuhren von Zucker (KN-Code 
1701) und ... Mischungen der KN-
Codes 1806 10 30 und 1806 10 90 aus 
den [ÜLG], insbesondere mit kumulier­

tem EG-/ÜLG-Ursprung, seit 1997 
stark zugenommen haben. Diese Ein­
fuhren sind von 0 Tonnen im Jahr 1996 
auf mehr als 48 000 Tonnen im Jahr 
1999 angestiegen ... 

(4) In den letzten Jahren sind auf dem 
geme inscha f t l i chen Z u c k e r m a r k t 
Schwierigkeiten aufgetreten. Dieser 
Markt ist durch Überschüsse gekenn­
zeichnet. Der Zuckerverbrauch sta­
gniert bei rund 12,7 Mio. Tonnen. Die 
Erzeugung liegt zwischen 16,7 und 17,8 
Mio. Tonnen. Daher hat jede Einfuhr 
von Zucker in die Gemeinschaft eine 
entsprechende Menge Gemeinschafts­
zucker verdrängt, der nicht auf diesem 
Markt abgesetzt werden kann. Für 
diesen Zucker werden — im Rahmen 
bestimmter Quoten — Ausfuhrerstat­
tungen gezahlt, die zu Lasten des 
Gemeinschaftshaushalts gehen (zur Zeit 
etwa 520 EUR/t). Die Ausfuhren mit 
Erstattungen sind jedoch durch das im 
Rahmen der multilateralen Handelsver­
handlungen der Uruguay-Runde ge­
schlossene Übereinkommen über die 
Landwirtschaft mengenmäßig begrenzt 
und wurden von 1 555 600 Tonnen im 
W i r t s c h a f t s j a h r 1 9 9 5 / 1 9 9 6 auf 
1 273 500 Tonnen für das Wirtschafts­
jahr 2000/2001 gesenkt. 

(5) Es besteht die Gefahr, dass die gemein­
same Marktorganisation für Zucker in 

11 — Verordnung der Kommission vom 2. Juli 1993 mit Durch­
rührungsvorschriften zu der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 
des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften 
(ABl. L 253, S. 1). 

12 — ABl. L 196, S. 31. Nach dem Verfahren des Artikels 308d 
„teilen die Mitgliedstaaten der Kommission einmal monat­
lich [oder] öfter die näher aufgeschlüsselten Warenmengen 
mit, die im Vormonat im Rahmen von Zollpräferenzmaß­
nahmen in den zollrechtlich freien Verkehr übergeführt 
wurden". 

13 — ABl. L 56, S. 39. 
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hohem Maße destabilisiert wird. Unter 
Zugrundelegung der vorsichtigsten der­
zeit vorliegenden Schätzungen ist vor­
gesehen, die Quoten der Ge­
meinschaftserzeuger für das am 1. Juli 
2000 beginnende Wirtschaftsjahr 
2000/2001 um etwa 500 000 Tonnen 
zu senken. Jede zusätzliche Einfuhr von 
Zucker und Erzeugnissen mit hohem 
Zuckergehalt aus den ÜLG erfordert 
eine deutliche Verringerung der Quoten 
der Gemeinschaftserzeuger und [führt] 
zu einem entsprechend höheren Verlust 
ihrer Einkommensgarantie." 

26. Dementsprechend beschränkte die 
Kommission die Ursprungskumulierung 
EG/ÜLG gemäß Anhang II Artikel 6 des 
ÜLG-Beschlusses auf eine Menge von 3 340 
Tonnen Zucker und Mischungen. 

27. Nach ihrem Artikel 3 galt die Verord­
nung Nr. 465/2000 vom 1. März bis 30. Sep­
tember 2000. 

28. Am 29. September 2000 erließ die 
Kommission sodann — weiterhin auf der 
Grundlage von Artikel 109 des ÜLG-Be­
schlusses — die Verordnung (EG) 
Nr. 2081/2000 zur weiteren Anwendung 
von Schutzmaßnahmen betreffend Einfuhren 
von Erzeugnissen des Zuckersektors mit 

Ursprungskumulierung EG/ÜLG aus den 
überseeischen Ländern und Gebieten 14. 

29. In den Begründungserwägungen der 
Verordnung Nr. 2081/2000 wird ausgeführt: 

„(1) Die Kommission hat festgestellt, dass 
die Einfuhren von Zucker (KN-Code 
1701) und ... Mischungen der KN-
Codes 1806 10 30 und 1806 10 90 aus 
den [ÜLG] ... zwischen 1997 und 1999 
stark zugenommen haben ... 

(4) In den letzten Jahren sind auf dem 
gemeinschaftlichen Zuckermarkt 
Schwierigkeiten aufgetreten. Dieser 
Markt ist durch Überschüsse gekenn­
zeichnet. Der Zuckerverbrauch sta­
gniert bei rund 12,8 Mio. Tonnen 
jährlich. Die Erzeugung von Quoten­
zucker beträgt rund 14,3 Mio. Tonnen 
jährlich. Daher verdrängt jede Einfuhr 
von Zucker in die Gemeinschaft eine 
entsprechende Menge Gemeinschafts-
zucker, der nicht auf diesem Markt 
abgesetzt werden kann. Für diesen Zu­
cker werden — im Rahmen bestimmter 

14 — ABl. L 246, S. 64. 
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Quoten — Ausfuhrerstattungen gezahlt, 
die zu Lasten des Gemeinschaftshaus­
halts gehen (zur Zeit rund 520 EUR/t). 
Die Ausfuhren mit Erstattungen sind 
jedoch durch das im Rahmen der ... 
Uruguay-Runde geschlossene Überein­
kommen über die Landwirtschaft men­
genmäßig begrenzt und wurden von 
1 555 600 Tonnen für das Wirtschafts­
jahr 1995/96 auf 1 273 500 Tonnen für 
das Wirtschaftsjahr 2000/01 gesenkt. 

(5) Es besteht die Gefahr, dass die gemein­
same Marktorganisation für Zucker 
durch diese Schwierigkeiten in hohem 
Maße destabilisiert wird. Für das Wirt­
schaftsjahr 2000/01 hat die Kommission 
beschlossen, die Quoten der Gemein­
schaftserzeuger um rund 500 000 Ton­
nen zu senken. Jede zusätzliche Einfuhr 
von Zucker und Erzeugnissen mit ho­
hem Zuckergehalt aus den ÜLG er­
fordert eine deutliche Verringerung der 
Quoten der Gemeinschaftserzeuger und 
führt somit zu einem entsprechend 
höheren Verlust ihrer Einkommensga­
rantie. 

(6) Die Schwierigkeiten, die die Gefahr der 
Störung eines Wirtschaftszweigs in der 
Gemeinschaft mit sich bringen, be­
stehen somit fort ..." 

30. Demgemäß beschränkte die Kommissi­
on die Ursprungskumulierung EG/ÜLG für 
Erzeugnisse der KN-Codes 1701, 1806 10 30 
und 1806 10 90 auf 4 848 Tonnen Zucker. 

31. Nach ihrem Artikel 3 galt die Verord­
nung Nr. 2081/2000 vom 1. Oktober 2000 
bis 28. Februar 2001. 

II — Beim Gericht erhobene Klagen und 
angefochtene Urteile 

32. Mit im Laufe des Jahres 2000 eingegan­
genen Klageschriften haben verschiedene 
zuckerverarbeitende Unternehmen mit Sitz 
in den ÜLG (Aruba und Niederländische 
Antillen) Klagen beim Gericht erhoben. 

33. Die Unternehmen beantragten die Nich­
tigerklärung u. a. der Verordnungen Nrn. 
465/2000 und 2081/2000 (im Folgenden: 
streitige Verordnungen) und die Verurtei­
lung der Gemeinschaft zum Ersatz des ihnen 
aus dem Erlass dieser Bestimmungen angeb­
lich entstandenen Schadens. 
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34. Mit seinen Urteilen Rica Foods II und 
Rica Foods III 15 hat das Gericht die Klagen 
abgewiesen und den Klägerinnen die Kosten 
des Verfahrens auferlegt. 

III — Verfahren vor dem Gerichtshof und 
Rechtsmittelanträge 

35. Mit Rechtsmittelschriften, die am 29. Ja­
nuar 2003 bei der Kanzlei des Gerichtshofes 
eingegangen sind (Rechtssachen C-40/03 P 
und C-41/03 P), hat Rica Foods gegen diese 
Urteile Rechtsmittel eingelegt. 

36. Rica Foods beantragt, die angefochtenen 
Urteile aufzuheben und der Kommission die 
Kosten aufzuerlegen. Die Rechtsmittelführe-
rin beantragt ferner, in der Sache zu 
entscheiden und ihren erstinstanzlichen An­
trägen auf Nichtigerklärung und Schadens­
ersatz stattzugeben. 

37. In beiden Rechtssachen beantragen die 
Kommission als Beklagte im ersten Rechts­
zug und das Königreich Spanien als Streit­
helfer im ersten Rechtszug, das Rechtsmittel 
zurückzuweisen und die Rechtsmittelführe-
rin zur Tragung der Kosten zu verurteilen. 
Die Französische Republik als weitere Streit­
helferin im ersten Rechtszug stellt in der 
Rechtssache C-41/03 P die gleichen Anträge. 

IV — Zu den Rechtsmitteln 

38. Obgleich die Rechtsmittel relativ unge­
ordnet erscheinen, lässt sich annehmen, dass 
Rica Foods ihre Anträge auf sechs Rechts­
mittelgründe stützt: 

— Verstoß gegen Artikel 109 Absatz 1 des 
ÜLG-Beschlusses, 

— fehlerhafte Beurteilung der Auswirkun­
gen der streitigen Importe, 

— Verfälschung der streitigen Verordnun­
gen, 

— fehlerhafte Auslegung von Artikel 109 
Absatz 1 des ÜLG-Beschlusses, 

— Verstoß gegen Artikel 109 Absatz 2 des 
ÜLG-Beschlusses und 15 — Im Folgenden auch: angefochtene Urteile. 
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— Verletzung des Präferenzstatus der 
ÜLG. 

39. Vor Prüfung dieser verschiedenen 
Rechtsmittelgründe ist darauf hinzuweisen, 
dass die Entscheidungsgründe der Urteile 
Rica Foods II und Rica Foods III nahezu 
identisch sind und die Klägerin außerdem 
gegen beide Urteile die gleichen Rügen 
vorbringt. Zur Vereinfachung beziehe ich 
mich daher im Folgenden allein auf das erste 
Urteil und das dagegen gerichtete Rechts­
mittel, ohne jedes Mal daran zu erinnern, 
dass diese Ausführungen ebenso für die 
zweite Rechtssache gelten. 

A — Zum ersten Rechtsmittelgrund: Verstoß 
gegen Artikel 109 Absatz 1 des ÜLG-Be-
schlusses 

40. Der erste Rechtsmittelgrund ist gegen 
Randnummer 86 des Urteils Rica Foods II 
gerichtet. 

41. Darin hat das Gericht entschieden, dass 
,,[d]ie Gemeinschaftsorgane ... bei der An­
wendung des Artikels 109 des ÜLG-Be-
schlusses ... über ein weites Ermessen 
[verfügen]". Es hat dazu weiter ausgeführt: 

„Angesichts dieses Ermessens hat sich der 
Gemeinschaftsrichter auf die Prüfung zu 
beschränken, ob die Gemeinschaftsorgane 
bei der Ausübung dieses Ermessens keinen 
offensichtlichen Irrtum oder Ermessensmiss­
brauch begangen haben oder ob sie die 
Grenzen ihres Ermessensspielraums nicht 
offensichtlich überschritten haben." 

42. Rica Foods macht geltend, das Gericht 
habe mit seiner Annahme, dass der Kom­
mission ein solches Ermessen zustehe, Arti­
kel 109 des ÜLG-Beschlusses verkannt. Diese 
Vorschrift sei nämlich eine Ausnahme von 
dem in Artikel 101 Absatz 1 des ÜLG-
Beschlusses niedergelegten Grundsatz des 
Verbotes von Zöllen auf Waren mit Ur­
sprung in den ÜLG und hätte daher, wie jede 
Ausnahme, restriktiv ausgelegt werden müs­
sen. Das Gericht hätte daher der Kommis­
sion in diesem Bereich kein weites Ermessen 
zuerkennen dürfen. 

43. Dazu ist festzustellen, dass das Gericht, 
indem es der Kommission ein derartiges 
Ermessen zubilligte, lediglich der ständigen 
Rechtsprechung des Gerichtshofes folgte. 
Nach dieser verfügen die Gemeinschafts­
organe bei der Anwendung von Artikel 109 
des ÜLG-Beschlusses über ein weites Er­
messen, angesichts dessen die vom Richter 
wahrzunehmende Kontrolle darauf zu be­
schränken ist, ob die Verfahrens- und Be­
gründungsvorschriften eingehalten worden 
sind, ob der Sachverhalt, der der beanstan­
deten Entscheidung zugrunde gelegt wurde, 
zutreffend festgestellt worden ist und ob kein 
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offensichtlicher Beurteilungsfehler und kein 
Ermessensmissbrauch vorliegen 16. 

44. Ob einem Gemeinschaftsorgan ein sol­
ches Ermessen zuzuerkennen ist, hängt 
entgegen dem Vorbringen von Rica Foods 
nicht von dem Ausnahmecharakter der in 
Frage stehenden Bestimmung ab. 

45. Nach der Rechtsprechung lassen sich 
nämlich, soweit ich sehe, zwei Arten von 
„Ermessen" unterscheiden. Bei der ersten Art 
des Ermessens handelt es sich um jenes, das 
als ein „politisches" Ermessen bezeichnet 
werden kann. Dieses wird den Organen im 
Allgemeinen zuerkannt, wenn sie als „politi­
sche" Stellen handeln, insbesondere dann, 
wenn sie in einem bestimmten Bereich 
legislativ tätig werden oder die Leitlinien 
einer Gemeinschaftspolitik festlegen. In die­
sem Fall findet die Zuerkennung eines 
Ermessens ihre Rechtfertigung darin, dass 
sich die Organe hier im Allgemeinen veran­
lasst sehen, einen Ausgleich zwischen diver­

gierenden Interessen herbeizuführen und auf 
diese Weise im Rahmen der in ihre Verant­
wortung fallenden politischen Entscheidun­
gen eine Auswahl zu treffen 17. Dieses 
„politische Ermessen" entspricht somit der 
politischen Verantwortung, mit der eine 
gemeinschaftsrechtliche Bestimmung ein 
Organ betraut 18. 

46. Die zweite Art von Ermessen könnte als 
ein „technisches" Ermessen bezeichnet wer­
den. Es wird den Organen im Allgemeinen 
zuerkannt, wenn sie als „Verwaltungsbehör­
den" tätig werden, so insbesondere beim 
Erlass von Einzelentscheidungen auf den 
Gebieten des Wettbewerbs, der staatlichen 
Beihilfen oder konkreter Anti-Dumping-
Maßnahmen. In diesem Fall wird die Zubilli­
gung eines von den Organen auszuübenden 
Ermessens durch die Komplexität der von 
ihnen zu prüfenden wirtschaftlichen, politi­
schen und rechtlichen Situationen und der 
ihnen obliegenden Beurteilung gerechtfer-
tigt 19-

16 — Vgl. als jüngeres Beispiel Urteil vom 8. Mai 2003 in den 
Rechtssachen C-328/99 und C-399/00 (Italien und SIM 2 
Multimedia/Kommission, Slg. 2003, I-4035, Randnr. 39). 
Speziell im Bereich des Artikels 109 des ÜLG-Beschlusses 
verwendet der Gerichtshof im Allgemeinen eine andere 
Formulierung. So führt er aus, dass sich „[aļngesichts dieses 
Ermessens ... der Gemeinschafts richter auf die Prüfung zu 
beschränken [hat], ob den Gemeinschaftsorganen bei der 
Ausübung dieses Ermessens kein offensichtlicher Irrtum 
oder Ermessensmissbrauch unterlaufen ist oder ob sie die 
Grenzen ihres Ermessensspielraums nicht offensichtlich 
überschritten haben" (Urteile vom 22. November 2001 in 
der Rechtssache C-110/97, Niederlande/Rat, Slg. 2001, 
I-8763, Randnr. 62, und in der Rechtssache C-301/97, 
Niederlande/Rat, Slg. 2001, I-8853, Randnr. 74; vgl. auch 
Urteil vom 11. Februar 1999 in der Rechtssache C-390/95 P, 
Antillean Rice Mills u. a./Kommission, Slg. 1999, I-769, 
Randnr. 48). Diese Formulierung erscheint mir indessen 
nicht so korrekt wie die oben in Nr. 43 wiedergegebenc, da in 
ihr die Kontrolle bestimmter Aspekte wie die zutreffende 
Feststellung des Sachverhalts oder die Einhaltung der Ver­
fahrens- und Begründungsvorschriften nicht genannt wird. 
Überdies ist nicht klar nachvollziehbar, welcher Unterschied 
zwischen dem Fall eines „offensichtlichen Irrtums" und der 
„offensichtlichen Überschreitung der Grenzen des Ermes­
sensspielraums" gemacht wird. 

17 — Vgl. z. B. Urteile vom 5. Oktober 1994 in der Rechtssache 
C-280/93 (Deutschland/Rat, Slg. 1994, I-4973, Randnrn. 90 
und 91), vom 17. Oktober 1995 in der Rechtssache C-44/94 
(Fishermens Organisations u. a., Slg. 1995, I-3115, 
Randnr. 37), vom 19. November 1998 in der Rechtssache 
C-150/94 (Vereinigtes Königreich/Rat, Slg. 1998, I-7235, 
Randnr. 87) und vom 8. Februar 2000 in der Rechtssache 
C-17/98 (Emesa Sugar, Slg. 2000,I-675, Randnr. 53) sowie die 
Urteile in den Rechtssachen C-110/97 (Niederlande/Rat, 
Randnr. 63) und C-301/97 (Niederlande/Rat, Randnrn. 64 bis 
68 und 75). 

18 — Vgl. in diesem Sinne auch Urteile vom 21. Februar 1990 in 
den Rechtssachen C-267/88 bis C-285/88 (Wuidart u. a., 
Slg. 1990, I-435, Randnr. 14), vom 26. Juni 1990 in der 
Rechtssache C-8/89 (Zardi, Slg. 1990, I-2515, Randnr. 11) 
und des Gerichts vom 5. Juni 1996 in der Rechtssache 
T-162/94 (NMB France u. a./Kommission, Slg. 1996, II-427, 
Randnr. 70). 

19 — Vgl. z. B. Urteile vom 13. Juli 1966 in den Rechtssachen 56/64 
und 58/64 (Konsten und Grundig/Kommission, Slg. 1966, 
321, 396) und des Gerichts vom 17. Juli 1998 in der 
Rechtssache T-118/96 (Thai Bicycle/Rat, Slg. 1998, II-2991, 
Randnr. 32, und die dort zitierte Rechtsprechung). 
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47. In beiden Fällen ist unstreitig, dass die 
Anerkennung eines den Organen zustehen­
den Ermessens eine Beschränkung der ge­
richtlichen Kontrolle mit sich bringt. Wie 
ausgeführt 20, ist nach der Rechtsprechung 
des Gerichtshofes in Fällen, in denen ein 
solches Ermessen besteht, die richterliche 
Kontrolle auf die Nachprüfung beschränkt, 
ob die Verfahrens- und Begründungsvor­
schriften eingehalten worden sind, ob der 
Sachverhalt, der der beanstandeten Entschei­
dung zugrunde gelegt wurde, zutreffend 
festgestellt worden ist und ob kein offen­
sichtlicher Beurteilungsfehler und kein Er­
messensmissbrauch vorliegen. 

48. Wie Generalanwalt Poiares Maduro her­
vorgehoben hat 21, bezieht sich diese Be­
schränkung damit nicht auf den Umfang der 
gerichtlichen Kontrolle: In allen Fällen um­
fasst die Kontrolle die in Artikel 230 EG 
aufgeführten Mängel, also Unzuständigkeit, 
Verletzung wesentlicher Formvorschriften, 
Verletzung einer Rechtsvorschrift oder Er­
messensmissbrauch. Die Beschränkung be­
trifft vielmehr die Intensität der Kontrolle in 
dem Sinne, dass der Richter nur prüft, ob 
evidente Verstöße oder offensichtliche Fehler 
bei der Beachtung der einschlägigen Rechts­
vorschriften und der Würdigung des Sach­
verhalts vorliegen. 

49. Weiterhin meine ich, dass die Intensität 
der gerichtlichen Kontrolle unterschiedlich 
ist, je nachdem, ob ein politisches Ermessen 
oder ein technisches Ermessen in Frage 
steht. Auch wenn die Kontrolle des Richters 
in beiden Fällen eindeutig auf „offensicht­

liche Fehler" beschränkt bleibt, stellt sie, wie 
mir angesichts der Rechtsprechung scheint, 
weniger hohe Anforderungen, wenn der in 
Frage stehende Rechtsakt von einem Organ 
in Wahrnehmung eines politischen Ermes­
sens erlassen wurde. 

50. Wie dem auch sei, genügen jedenfalls 
diese verschiedenen Gesichtspunkte bei 
Weitem für die Feststellung, dass der erste 
Rechtsmittelgrund von Rica Foods nicht 
durchgreift. Denn ob einem Organ ein 
Ermessen zuzuerkennen ist, hängt in keiner 
Weise davon ab, ob es sich um eine Aus­
nahmevorschrift handelt oder nicht. Im vor­
liegenden Fall entspricht das Ermessen der 
den Gemeinschaftsorganen in Artikel 109 
des ÜLG-Beschlusses übertragenen politi­
schen Verantwortung 22. Die Rechtspre­
chung bietet im Übrigen zahlreiche Beispiele 
dafür, dass den Gemeinschaftsorganen im 
Rahmen der Anwendung von Ausnahmebe­
stimmungen wie Artikel 87 Absatz 3 EG 23, 
Artikel 81 Absatz 3 EG vor Inkrafttreten der 
Verordnung (EG) Nr. 1/2003 24 oder Arti-

20 — Vgl. oben, Nr. 43. 

21 — Schlu.ssanträge in der noch anhängigen Rechtssache 
C-141/02 P (Kommission/max.mobil, Nrn. 77 und 78). 

22 — Vgl. in diesem Sinne insbesondere die Urteile Emesa Sugar 
(Randnr. 53) und Niederlande/Rat (C-110/97, Randnr. 63, 
und C-301/97, Randnrn. 64 bis 68 und 75). 

23 — Vgl. z. B. Urteile vom 21. März 1990 in der Rechtssache 
C-142/87 (Belgien/Kommission, Slg. 1990, I-959, Randnr. 56), 
vom 21. März 1991 in der Rechtssache C-303/88 (Italien/ 
Kommission, Slg. 1991, I-1433, Randnr. 34) und vom 15. funi 
1993 in der Rechtssache C-225/91 (Matra/Kommission, 
Slg. 1993, I-3203, Randnr. 24). 

24 — Verordnung des Rates vom 16. Dezember 2002 zur Durch­
führung der in den Artikeln 81 und 82 des Vertrags 
niedergelegten Wettbewerbsregeln (ABl. 2003, L 1, S. I). 
Vgl. z. B. Urteile Konsten und Grundig/Kommission 
(Slg. 1964. 396) und vom 23. Oktober 1974 in der Rechts­
sache 17/74 (Transocean Marine Paint/Kommission, 
Slg. 1974, 1063, Randnr. 16). 
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kel 108 Absatz 3 EWG-Vertrag vor Inkraft­
treten des Vertrages von Maastricht 25 ein 
weites Ermessen zuerkannt wurde. 

51. Nach alledem schlage ich vor, den ersten 
Rechtsmittelgrund als unbegründet zurück­
zuweisen. 

B — Zweiter Rechtsmittelgrund: Fehlerhafte 
Beurteilung der Auswirkungen der streitigen 
Importe 

52. Mit ihrem zweiten Rechtsmittelgrund 
macht Rica Foods geltend, dass dem Gericht 
bei der Beurteilung der Auswirkungen der 
streitigen Importe verschiedene Fehler un­
terlaufen seien. 

53. Dazu trägt die Rechtsmittelführerin vor, 
sie sei im ersten Rechtszug verschiedenen 
Behauptungen der Kommission entgegen­
getreten und habe in diesem Rahmen u. a. 
dargelegt, dass die zusätzlichen Zuckerim­
porte mit EG/ÜLG-Ursprungskumulierung 
die Zuckerüberschüsse auf dem Gemein­
schaftsmarkt nicht erhöht hätten und den 
Gemeinschaftshaushalt nicht mit zusätzli­
chen Kosten belastet hätten. 

54. Das Gericht hat dieses Vorbringen wie 
folgt zurückgewiesen: 

„95 ...[A]us den von der Kommission vor­
gelegten Statistiken des Statistischen 
Amtes der Europäischen Gemeinschaf­
ten (Eurostat) [geht hervor], dass 1996 
die Einfuhren von Zucker mit Ursprung 
in den ÜLG 2 251,1 Tonnen betrugen 
und dass es keine Einfuhr von Mi­
schungen mit Ursprung in den ÜLG 
gab. [Es ist unstreitig], dass die einge­
führten 2 251,1 Tonnen Zucker solchen 
mit Ursprungskumulierung AKP/ÜLG 
betrafen [und] dass es 1996 keine durch 
die Ursprungskumulierung EG/ÜLG 
begünstigten Einfuhren von Zucker in 
die Gemeinschaft gegeben habe. ... 

96 Aus den Eurostat-Statistiken geht ferner 
hervor, dass 1999 die durch die Ur­
sprungskumulierung EG/ÜLG begüns­
tigten Einfuhren von Zucker in die 
Gemeinschaft 35 791,8 Tonnen und 
die Einfuhren von Mischungen 12 420 
Tonnen betrugen. 

97 Die Kommission hat daher zu Recht ... 
festgestellt, dass die Einfuhren von Zu­
cker des KN-Codes 1701 und Zucker-
Kakao-Mischungen der KN-Codes 
1806 10 30 und 1806 10 90 aus den 

25 — Vgl. Urteil vom 4. April 1990 in den Rechtssachen C-111/88, 
C-112/88 und C-20/89 (Griechenland/Kommission, 
Slg. 1990, I-1559, abgekürzte Veröffentlichung, erster Leit­
satz). 
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ÜLG mit kumuliertem EG-/ÜLG-Ur-
sprung in die Gemeinschaft ,von 0 
Tonnen im Jahr 1996 auf mehr als 
48 000 Tonnen im Jahr 1999 angestie­
gen' seien [und dass] es sich um eine 
sehr starke Zunahme [handele] ... 

98 Die Klägerinnen bestreiten ... die Aus­
sage ..., dass die durch die Ursprungs-
kumulierung EG/ÜLG begünstigten 
Einfuhren von Zucker zur Ausfuhr einer 
entsprechenden Menge Gemeinschafts-
zucker mit Erstattung führten ... 

99 Hierzu ist zunächst festzustellen, dass 
die Klägerinnen einräumen, dass der 
Gemeinschaftsmarkt für Zucker durch 
Überschüsse gekennzeichnet ist. Die 
Gemeinschaftserzeugung von A- und 
B-Zucker, also Zucker, der auf dem 
Gemeinschaftsmarkt abgesetzt werden 
kann und für den bei der Ausfuhr ein 
Anspruch auf Erstattung besteht, über­
steigt bereits den Gemeinschaftsver­
brauch von Zucker ... 

100 Außerdem ist die Gemeinschaft, wie der 
Gerichtshof in seinem Urteil vom 8. Fe­

bruar 2000 in der Rechtssache C-17/98 
(Emesa Sugar, Sig. 2000, I-675, 
Randnr. 56) ausgeführt hat, im Rahmen 
der WTO-Übereinkünfte verpflichtet, 
bestimmte Zuckermengen aus Drittlän­
dern einzuführen. 

101 Unter diesen Umständen würde, wenn 
die Zuckererzeugung der Gemeinschaft 
nicht verringert wird, jede zusätzliche 
durch die Ursprungskumulierung EG/ 
ÜLG begünstigte Einfuhr von Zucker 
den Zuckerüberschuss auf dem Ge­
meinschaftsmarkt erhöhen und zu einer 
Zunahme der subventionierten Ausfuh­
ren führen (Urteil Emesa Sugar, zitiert 
in Randnr. 100, Randnr. 56). 

102 Die Kommission konnte daher ... zu 
Recht feststellen, dass jede Einfuhr von 
Zucker in die Gemeinschaft eine ent­
sprechende Menge Gemeinschaftszu­
cker verdrängt, der nicht auf diesem 
Markt abgesetzt werden kann'. 

116 Schließlich weisen die Klägerinnen dar­
auf hin, dass die ... Einfuhren von Zu­
cker aus den ÜLG ... nicht den 
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Gemeinschaftshaushalt [belasten]. So­
weit diese Einfuhren eine entsprechen­
de M e n g e G e m e i n s c h a f t s z u c k e r 
verdrängten, würden die mit diesen 
Ausfuhren zusammenhängenden Aus­
fuhrerstattungen über das System der 
Selbstfinanzierung von den Europäi­
schen Zuckerrübenerzeugern und somit 
letztlich von den europäischen Verbrau­
chern getragen. 

118 Es ist daran zu erinnern, dass die 
Schwierigkeiten, die in der angefochte­
nen Verordnung erwähnt werden, die 
starke Zunahme der durch die Ur-
sprungskumulierung EG/ÜLG begüns­
tigten Einfuhren von Zucker oder 
Mischungen, die zu subventionierten 
Ausfuhren führende Überschusssitua­
tion des Gemeinschaftsmarktes für Zu­
cker und die Verpflichtungen aus den 
WTO-Übereinkünften sind ... 

119 Angesichts der Überschusssituation des 
Gemeinschaftsmarktes tritt der einge­
führte Zucker mit Ursprung in den 
ÜLG an die Stelle des Gemeinschafts­
zuckers, der ausgeführt werden muss, 
um das Gleichgewicht der gemeinsamen 
Marktorganisation zu erhalten. 

120 Selbst wenn die Ausfuhren von Ge­
meinschaftszucker zum großen Teil von 
der Zuckerindustrie der Gemeinschaft 
und damit vom Verbraucher finanziert 
werden, ist festzustellen, dass die WTO-
Übereinkünfte die Ausfuhrsubventio­
nen unabhängig von der Frage be­
schränken, wer letztlich die Kosten 
dieser Subventionen trägt, und dass jede 
zusätzliche Einfuhr die Situation auf 
einem Markt, der bereits durch Über­
schüsse gekennzeichnet ist, verschlech­
tert. 

121 Nach alledem kann keinem der Argu­
mente [von Rica Foods] gefolgt werden. 

55. Der zweite Rechtsmittelgrund besteht 
aus zwei Teilen, die nacheinander zu prüfen 
sind 26. 

56. Im Rahmen seines ersten Teils trägt Rica 
Foods mehrere Argumente vor, mit denen sie 
aufzeigen will, dass die Zuckereinfuhren mit 
Ursprungskumulierung EG/ÜLG entgegen 
den Feststellungen des Gerichts in den 
Randnummern 99 bis 102 des angefochtenen 
Urteils keine Erhöhung des Zuckerüber­
schusses auf dem Gemeinschaftsmarkt be­
wirkt hätten 27. 

26 — Rica Foods erhebt in ihrer Rechtsmittelschrift (Randnrn. 31 
bis 35) eine dritte Rüge, die im Rahmen des dritten 
Rechtsmittelgrundes geprüft wird (vgl. unten, Nrn. 63 bis 70). 

27 — Rechtsmittelschrift von Rica Foods (Randnrn. 16 bis 19 und 
24 bis 26). 
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57. Bekanntlich ist der Gerichtshof nach 
ständiger Rechtsprechung 28 nicht für die 
Feststellung der Tatsachen zuständig und 
grundsätzlich nicht befugt, die Beweise zu 
prüfen, auf die das Gericht diese Feststellung 
gestützt hat. Sind die Beweise ordnungsge­
mäß erhoben und die allgemeinen Rechts­
grundsätze sowie die Vorschriften über die 
Beweislast und das Beweisverfahren einge­
halten worden, so ist es allein Sache des 
Gerichts, den Beweiswert der ihm vorgeleg­
ten Beweismittel zu beurteilen. Diese Beur­
teilung ist daher, sofern die Beweismittel 
nicht verfälscht werden, keine Rechtsfrage, 
die als solche der Kontrolle des Gerichtsho­
fes unterliegt. 

58. Im vorliegenden Fall hat das Gericht 
jedoch auf der Grundlage der Akten fest­
gestellt, dass angesichts der bereits bestehen­
den Überschusssituation der Gemeinschafts­
erzeugung „jede zusätzliche durch die Ur-
sprungskumulierung EG/ÜLG begünstigte 
Einfuhr von Zucker den Zuckerüberschuss 
auf dem Gemeinschaftsmarkt erhöhen und 
zu einer Zunahme der subventionierten 
Ausfuhren führen [würde]" 29. 

59. Unter diesen Umständen ist der erste 
Teil des vorliegenden Rechtsmittelgrundes 
offensichtlich unzulässig. Da nämlich die 

Klägerin weder bewiesen noch auch nur 
vorgetragen hat, dass das Gericht die ihm 
unterbreiteten Tatsachen und Beweismittel 
verfälscht hätte, ist seine Beurteilung, wo­
nach sich der Zuckerüberschuss auf dem 
Gemeinschaftsmarkt erhöht hätte, eine Wür­
digung des Sachverhalts, die im Rahmen der 
vorliegenden Rechtsmittel nicht in Frage 
gestellt werden kann. 

60. Im Rahmen des zweiten Teils dieses 
Rechtsmittelgrundes macht Rica Foods gel­
tend, das Gericht habe in den Randnummern 
118 bis 120 des angefochtenen Urteils 
fehlerhaft festgestellt, dass die Zuckerein­
führen mit Ursprungskumulierung EG/ÜLG 
den Gemeinschaftshaushalt mit zusätzlichen 
Kosten belastet hätten. Insoweit verweist die 
Rechtsmittelführerin darauf, dass die Aus­
fuhrerstattungen für A- und B-Zucker voll­
ständig von den Erzeugern finanziert wür­
den, und zwar mittels ihrer Beiträge, die sie 
auf die Verbraucher überwälzten. Da infolge 
der streitigen Einfuhren eine entsprechende 
Menge von Gemeinschaftszucker exportiert 
werde, seien diese Einfuhren letztlich ohne 
Auswirkungen auf den Gemeinschaftshaus­
halt. 

61. Insoweit genügt der Hinweis, dass das 
Gericht in dem angefochtenen Urteil nicht 
feststellte, der Gemeinschaftshaushalt werde 
durch die streitigen Einfuhren mit Zusatz-
kosten belastet. Es hat vielmehr hervorge­
hoben, dass angesichts der Überschusssitua­
tion auf dem Gemeinschaftsmarkt und der in 
den WTO-Übereinkünften vorgesehenen 

28 — Vgl. als jüngere Beispiele Urteil vom 8. Mai 2003 in der 
Rechtssache C-122/01 P (T. Port/Kommission, Slg. 2003, 
I-4261, Randnr. 27) und Beschluss vom 9. juli 2004 in der 
Rechtssache C-116/03 (Fichtner/Kommission, nicht in der 
amtlichen Sammlung veröffentlicht, Randnr. 33). 

29 — Urteil Rica Foods II(Randnr. 101). 
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Beschränkung der Ausfuhrsubventionen jede 
zusätzliche Zuckereinruhr die Situation un­
abhängig davon verschlechtere, „wer letztlich 
die Kosten dieser Subventionen trägt" . 

62. Der zweite Rechtsmittelgrund von Rica 
Foods ist daher zurückzuweisen. 

C — Zum dritten Rechtsmittelgrund: Verfäl­
schung der streitigen Verordnungen 

63. Der dritte Rechtsmittelgrund hat die 
Randnummern 107 und 108 des Urteils Rica 
Foods II zum Gegenstand. 

Das Gericht hat dort entschieden: 

„107 Nach Ansicht der Klägerinnen stellen 
weder die Zunahme der durch die 
Ursprungskumulierung EG/ÜLG be­
günstigten Einfuhren von Zucker und 
Mischungen in die Gemeinschaft noch 
die Überschussproduktion oder die Ver­
pflichtungen aus den WTO-Überein-
künften Schwierigkeiten im Sinne des 
Artikels 109 Absatz 1 des ÜLG-Be­
schlusses dar, die den Erlass einer 
Schutzmaßnahme rechtfertigen könn­
ten. 

108 Zunächst ist festzustellen, dass die 
Kommission nie behauptet hat, dass 
jede der von ihr aufgezeigten Schwierig­
keiten für sich genommen den Erlass 
einer Schutzmaßnahme rechtfertigen 
könne. Aus de[n] angefochtenen Ver-
ordnung[en] geht im Gegenteil hervor, 
dass die von der Kommission genann­
ten Schwierigkeiten eng miteinander 
verknüpft sind. Nach Ansicht der Kom­
mission bewirkt nämlich die Über­
schusssituation des Marktes, dass jede 
zusätzlich eingeführte Tonne zur Er­
höhung der Ausfuhrsubventionen füh­
ren würde, die wiederum mög­
licherweise nicht mit den in den 
WTO-Übereinkünften vorgesehenen 
Beschränkungen vereinbar wäre." 

64. Rica Foods meint, das Gericht habe die 
streitigen Verordnungen insoweit verfälscht. 
Denn entgegen der Feststellung des Gerichts 
sei die Kommission in den streitigen Ver­
ordnungen niemals davon ausgegangen, dass 
die in Artikel 109 des ÜLG-Beschlusses 
genannten „Schwierigkeiten" im vorliegen­
den Fall das Ergebnis einer Kombination der 
drei oben erwähnten Aspekte sei, also der 
Überschusssituation auf dem Gemein­
schaftsmarkt, der Zunahme der streitigen 
Einfuhren und der in den WTO-Überein­
künften vorgeschriebenen Beschränkungen. 
Damit habe das Gericht die Begründung der 
streitigen Verordnungen durch seine eigene 
Begründung ersetzt. 

65. Auch wenn es allein Sache des Gerichts 
ist, den Beweiswert der ihm vorgelegten 30 — Ebenda (Randnr. 120). 
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Beweismittel zu beurteilen 31, gehört die 
Frage, ob diese Beweismittel oder der ange­
fochtene Rechtsakt verfälscht wurden, zu 
den Fragen, die im Rahmen eines Rechts­
mittels der Kontrolle des Gerichtshofes 
unterbreitet werden können 32. Ein Rechts­
mittelgrund, mit dem eine Verfälschung des 
angefochtenen Rechtsakts gerügt wird, zielt 
auf die Feststellung, dass das Gericht die 
Bedeutung, den Inhalt oder die Tragweite 
des angefochtenen Rechtsakts verfälscht hat. 
Die Verfälschung kann sich damit aus einer 
Änderung des Inhalts des Rechtsakts 33, einer 
mangelnden Berücksichtigung wesentlicher 
Aspekte des Rechtsakts 34 oder einer man­
gelnden Würdigung seines Kontextes 35 er­
geben. 

66. Da mit dem vorliegenden Rechtsmittel­
grund eine Verfälschung der streitigen Ver­
ordnungen geltend gemacht wird, ist er 
somit entgegen der Auffassung der französi­

schen Regierung 36 nach der Rechtsprechung 
des Gerichtshofes zulässig. 

67. Allerdings halte ich ihn für offensichtlich 
unbegründet. 

68. Die bloße Lektüre der streitigen Verord­
nungen lässt nämlich erkennen, dass die 
Kommission die in Artikel 109 des ÜLG-
Beschlusses genannten „Schwierigkeiten" im 
vorliegenden Fall tatsächlich als Resultat 
einer Kombination von drei Faktoren ansah. 

69. So wies die Kommission nach ihrer 
Feststellung, dass die Einfuhren von Zucker 
und Mischungen aus den ÜLG „stark zuge­
nommen haben" 37, darauf hin, dass „[i]n den 
letzten Jahren ... auf dem gemeinschaftlichen 
Zuckermarkt Schwierigkeiten aufgetreten 
[sind]" 38. Sodann führte sie aus: „[Der 
gemeinschaftliche Zuckermarkt] ... ist durch 
Überschüsse gekennzeichnet ... Daher hat 
jede Einfuhr von Zucker in die Gemeinschaft 
eine entsprechende Menge von Gemein­
schaftszucker verdrängt." 39 Die Kommission 
erwähnte weiter, dass für diesen Zucker zwar 
Ausfuhrerstattungen gezahlt würden, dass 
aber die subventionierten Ausfuhren wegen 
der WTO-Übereinkünfte mengenmäßig zu 
begrenzen seien 40. Daraus zog die Kommis­
sion den Schluss: „Jede zusätzliche Einfuhr 
von Zucker und Erzeugnissen mit hohem 
Zuckergehalt aus den ÜLG erfordert eine 
größere Verringerung der Quoten der Ge­
meinschaftserzeuger und führt somit zu 
einem entsprechend höheren Verlust ihrer 
Einkommensgarantie." 41 

31 — Vgl. z. B. Urteile vom 1. Juni 1994 in der Rechtssache 
C-136/92 P (Kommission/Brazzelli Lualdi u. a., Slg. 1994, 
I-1981, Randnr. 66), vom 7. Mai 1998 in der Rechtssache 
C-401/96 P (Somaco/Kommission, Slg. 1998, P-2587. 
Randnr. 54) und vom 17. Dezember 1998 in der Rechtssache 
C-185/95 P (Baustahlgewebe/Kommission , Slg. 1998, I-8417, 
Randnr. 24). 

32 — Urteile vom 2. März 1994 in der Rechtssache C-53/92 P 
(Hilti/Kommission, Slg. 1994, I-667, Randnr. 42), vom 
16. September 1997 in der Rechtssache C-362/95 P (Black­
spur DIY u. a./Rat und Kommission, Slg. 1997, I-4775, 
Randnr. 29), vom 28. Mai 1998 in der Rechtssache C-8/95 P 
(New Holland Ford/Kommission, Slg. 1998, I-3175, 
Randnr. 26), in der Rechtssache Baustahlgewebe/Kommis­
sion (Randnr. 24), vom 9. September 1999 in der Rechtssache 
C-257/98 P (Lucaccioni/Kommission, Slg. 1999, I-5251, 
Randnrn. 45 bis 47) sowie Beschlüsse vom 6. Oktober 1997 
in der Rechtssache C-55/97 P (AIUFFASS und AKT/ 
Kommission, Slg. 1997, I-5383, Randnr. 25). vom 16. Oktober 
1997 in der Rechtssache C-140/96 P (Dimitriadis/Rech-
nungshof, Slg. 1997, I-5635, Randnr. 35) und vom 27. Januar 
2000 in der Rechtssache C-341/98 P (Proderec/Kommission, 
nicht in der amtlichen Sammlung veröffentlicht, Randnr. 28). 

33 — Vgl. Urteile vom 27. Januar 2000 in der Rechtssache 
C-164/98 P (DIR International Film u. a./Kommission, 
Slg. 2000, I-447, Randnrn. 47 und 48) und vom 11. September 
2003 in der Rechtssache C-197/99 P (Belgien/Kommission, 
Slg. 2003, I-8461, Randnr. 67). 

34 — Vgl. insbesondere Beschluss vom 11. April 2001 in der 
Rechtssache C-459/00 P(R) (Kommission/Trenker, Slg. 2001, 
I-2823, Randnr. 71). 

35 — Vgl. insbesondere Urteil vom 3. April 2003 in der Rechts­
sache C-277/01 P (Parlament/Samper, Slg. 2003, I-3019, 
Randnr. 40). 

36 — Streithilfeschriftsatz (Randnrn. 11 ff.). 

37 — Streitige Verordnungen (erste Begründungserwägung). 

38 — Ebenda (vierte Begründungserwägung). 

39 — Ebenda. 

40 — Ebenda. 

41 — Streitige Verordnungen (fünfte Begründungserwägung). 
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70. Folglich ging die Kommission durchaus 
davon aus, dass die in Artikel 109 Absatz 1 
des ÜLG-Beschlusses genannten Schwierig­
keiten aus einer Kombination mehrerer 
Faktoren resultierten, nämlich der Erhöhung 
der streitigen Einfuhren, der Überschuss­
situation auf dem Gemeinschaftsmarkt und 
der in den WTO-Übereinkünften vorge­
schriebenen Begrenzung der Ausfuhrerstat­
tungen. Anders als Rica Foods meint, hat das 
Gericht damit die streitigen Verordnungen 
in dieser Frage nicht verfälscht. 

D — Zum vierten Rechtsmittelgrund·. Feh­
lerhafte Auslegung von Artikel 109 Absatz 1 
des ÜLG-Beschlusses 

71. Mit ihrem vierten Rechtsmittelgrund 
wirft Rica Foods dem Gericht vor, es habe 
bei der Auslegung von Artikel 109 Absatz 1 
des ÜLG-Beschlusses mehrere Fehler began­
gen. 

72. So habe sie im ersten Rechtszug vorge­
tragen, dass die von der Kommission ange­
führten Umstände nicht als „Schwierigkei­
ten" angesehen werden könnten, die eine 
„Beeinträchtigung eines Wirtschaftsbereichs 
der Gemeinschaft" nach sich ziehen könnten. 

73. Dieses Vorbringen hat das Gericht zu­
rückgewiesen. Zur Frage des Vorliegens von 
„Schwierigkeiten" im Sinne des Artikels 109 
Absatz 1 des ÜLG-Beschlusses hat es aufge­
führt: 

„108... Aus der angefochtenen Verordnung 
geht ... hervor, dass die von der 
Kommission genannten Schwierigkeiten 
eng miteinander verknüpft sind. Nach 
Ansicht der Kommission bewirkt näm­
lich die Überschusssituation des Mark­
tes, dass jede zusätzlich eingeführte 
Tonne zur Erhöhung der Ausfuhrsub­
ventionen führen würde, die wiederum 
möglicherweise nicht mit den in den 
WTO-Übereinkünften vorgesehenen 
Beschränkungen vereinbar wäre. 

112 Zum Produktionsüberschuss und zu 
den Verpflichtungen aus den WTO-
Übereinkünften führen die Klägerinnen 
aus, dass der Produktionsüberschuss 
seit ungefähr dreißig Jahren bestehe 
und dass die WTO-Übereinkünfte, die 
Höchstgrenzen für die Subventionie­
rung von Zuckerausfuhren vorsähen, 
im Jahr 1994 geschlossen worden seien. 
Es handele sich somit nicht um .Schwie­
rigkeiten' im Sinne des Artikels 109 
Absatz 1 des ÜLG-Beschlusses. 
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113 Es ist daran zu erinnern, dass das 
Volumen der subventionsfáhigen Zu-
ckerausfuhren durch die WTO-Über-
einkünfte, insbesondere durch die CXL-
Liste, verringert worden ist. Während 
im Wirtschaftsjahr 1995/1996 das Vo­
lumen der subventionsfáhigen Ausfuh­
ren 1 555 600 Tonnen betrug, wurde 
dieses Volumen für das Wirtschaftsjahr 
2000/2001 auf 1 273 500 Tonnen 
verringert. 

114 Angesichts der Überschusssituation des 
Gemeinschaftsmarktes für Zucker ver­
drängt jede zusätzliche Einfuhr von 
Zucker in die Gemeinschaft eine ent­
sprechende Menge Gemeinschaftszu­
cker ... Die Zunahme der Einfuhren 
von Zucker oder Mischungen, die durch 
die Ursprungskumulierung EG/ÜLG 
begünstigt werden, kann somit Schwie­
rigkeiten im Hinblick auf die Verpflich­
tungen aus den WTO-Übereinkünften 
bereiten. 

115 Selbst wenn die Höchstmenge für das 
Wirtschaftsjahr 2000/2001 bereits seit 
1994 bekannt war und selbst wenn die 
Überschusssituation des Gemein­
schaftsmarktes bereits seit mehreren 
Jahrzehnten besteht, konnte die Kom­
mission in vertretbarer Weise anneh­
men, dass die starke Zunahme der 
durch die Ursprungskumulierung EG/ 
ÜLG begünstigten Einfuhren von Zuk-
ker und Mischungen vor dem Hinter-
g r u n d des durch Überschüsse 
gekennzeichneten Gemeinschaftsmark­
tes eine .Schwierigkeit' im Sinne des 
Artikels 109 Absatz 1 des ÜLG-Be-

schlusses darstellt, zumal die in den 
WTO-Übereinkünften vorgesehene 
Höchstmenge bereits eine wesentliche 
Verringerung der Produktionsquoten 
der Gemeinschaft für das Wirtschafts­
jahr 2000/2001 erforderlich machte ..." 

74. Zu der Frage, ob „die Beeinträchtigung 
eines Wirtschaftsbereichs der Gemeinschaft" 
drohe, hat das Gericht sodann dargelegt: 

„123 Die Klägerinnen machen geltend, eine 
Störung oder die Gefahr einer Störung 
im Sinne des Artikels 109 Absatz 1 des 
ÜLG-Beschlusses liege bei einem 
Preissturz auf dem Zuckermarkt oder 
bei einer tief greifenden Störung der 
Situation auf dem Zuckersektor vor, 
die durch Verluste und Entlassungen 
usw. gekennzeichnet sei. Die europäi­
sche Zuckerindustrie sei jedoch völlig 
gesund. Bei Zucker gebe es keinen 
Preisrückgang. 

124 Das Gericht sieht die von den Kläge­
rinnen angeführten Umstände als ge­
eignet an, eine Störung oder die Gefahr 
einer Störung eines Wirtschaftszweigs 
der Gemeinschaft im Sinne des Artikels 
109 Absatz 1 des ÜLG-Beschlusses 
darzutun. Aber auch eine Situation, die 
eine Verringerung der Quoten der 
Gemeinschaftserzeuger erfordert, weist 
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auf eine Störung eines Wirtschafts­
zweigs der Gemeinschaft hin. Eine 
solche Verringerung wirkt sich nämlich 
unmittelbar auf das Einkommen der 
Zuckererzeuger aus. 

125 Die Klägerinnen bestreiten, dass es 
aufgrund der WTO-Übereinkünfte er­
forderlich sei, die Gemeinschaftsquoten 
für die Zuckererzeugung um 500 000 
Tonnen zu senken. ... 

126 Hierzu ist daran zu erinnern, dass die 
Gemeinschaftserzeugung von Zucker 
den Zuckerverbrauch in der Gemein­
schaft ... übersteigt. Außerdem ist die 
Gemeinschaft, wie der Gerichtshof in 
seinem ... Urteil Emesa Sugar ausge­
führt hat (Randnr. 56), nach den im 
Rahmen der W T O geschlossenen Über­
einkünften ,zur Einfuhr bestimmter 
Zuckermengen aus Drittländern' ver­
pflichtet. Hinzu kommen noch die Ein­
fuhren von .Rohrzucker aus den AKP-
Ländern ..., um die spezielle Nachfrage 
nach diesem Erzeugnis zu decken' (Ur­
teil Emesa Sugar, ... Randnr. 56). 

127 Die Klägerinnen bestreiten nicht, dass 
zwischen der Einhaltung der Verpflich­
tungen aus den WTO-Übereinkünften 
und der in der angefochtenen Verord­
nung angekündigten Verringerung der 
Produktionsquoten der Gemeinschaft 
ein Zusammenhang besteht. Sie bestrei­

ten jedoch die in der angefochtenen 
Verordnung angegebene Zahl von 
500 000 Tonnen. 

128 A u s d e r V e r o r d n u n g (EG) 
Nr. 2073/2000 der Kommission vom 
29. September 2000 zur Verringerung 
der im Rahmen der Produktionsquo­
tenregelung für Zucker garantierten 
Menge und des a n g e n o m m e n e n 
Höchstversorgungsbedarfs der Raffine­
rien im Rahmen der Präferenzeinfuhr­
r e g e l u n g e n — W i r t s c h a f t s j a h r 
2000/2001 (ABl. L 246, S. 38) ergibt 
sich, dass die Kommission tatsächlich 
die Produktionsquoten für das Wirt­
schaftsjahr 2000/2001 um 478 277 Ton­
nen für A- und B-Zucker verringert 
hat. ... 

129 Die Klägerinnen tragen ferner vor, dass 
das Niveau der durch die Ursprungs-
kumulierung EG/ÜLG begünstigten 
Einfuhren von Zucker und Mischungen 
in die Gemeinschaft zu vernachlässigen 
sei, wenn man das Volumen der Ein­
fuhren von Zucker mit Ursprung in den 
ÜLG mit der Zuckererzeugung der 
Gemeinschaft und den Zuckermengen 
vergleiche, die aus bestimmten Drittlän­
dern eingeführt würden. 

130 Nach der Berechnung von [Rica Foods] 
entsprachen die durch die Ursprungs-
kumulierung AKP/ÜLG und EG/ÜLG 
begünstigten Einfuhren von Zucker und 
Mischungen im Jahr 1999 0,320 % (KN-
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Code 1701) und 0,102 % (KN-Code 
1806) der Gemeinschaftsproduktion. 
Die durch die Ursprungskumulierung 
EG/ÜLG begünstigten Einfuhren hätten 
im Jahr 1999 40 000 Tonnen betragen, 
also weniger als ein AKP-Staat wie z. B. 
Barbados (49 300 Tonnen) jährlich in 
die Gemeinschaft einführen könne. 

131 Diesem Vorbringen kann nicht gefolgt 
werden. Insoweit ist daran zu erinnern, 
dass die Kommission in vertretbarer 
Weise annehmen konnte, dass die sehr 
starke Zunahme der durch die Ur­
sprungskumulierung EG/ÜLG begüns­
tigten Einfuhren von Zucker und 
Mischungen vor dem besonderen Hin­
tergrund des durch Überschüsse ge­
kennzeichneten Gemeinschaftsmarktes 
und der Verpflichtungen aus den 
WTO-Übereinkünften eine .Schwierig­
keit' im Sinne des Artikels 109 Absatz 1 
des ÜLG-Beschlusses darstellte. 

132 Angesichts der Verpflichtungen aus den 
WTO-Übereinkünften, die die Ausfuhr­
subventionen beschränken, ist es ver­
tretbar, davon auszugehen, dass jede 
.zusätzliche Einfuhr von Zucker und 
Erzeugnissen mit hohem Zuckergehalt 
aus den ÜLG ... eine deutliche Verrin­
gerung der Quoten der Gemeinschafts­
erzeuger [erfordert] und zu einem 
entsprechend höheren Verlust ihrer 
Einkommensgarantie' führt ... Insoweit 
ist darauf hinzuweisen, dass die durch 
die Ursprungskumulierung EG/ÜLG 
begünstigten Einfuhren von Zucker 
oder Mischungen bei Erlass der ange­
fochtenen Verordnung ungefähr 10 % 

der darin angekündigten Verringerung 
der Quoten der Gemeinschaftserzeu­
gung entsprachen und dass die Kapazi­
tät der jährlichen Erzeugung von 
Zucker in den ÜLG 100 000 bis 
150 000 Tonnen betrug ... 

133 Der Gerichtshof hat bereits entschie­
den, dass eine Verringerung der Ge­
meinschaftserzeugung, um auf eine 
Zunahme der Einfuhren von Zucker 
mit Ursprung in den ÜLG zu reagieren, 
,die ... gemeinsame Marktorganisation 
für Zucker [stört] und den Zielen der 
gemeinsamen Agrarpolitik' widerspricht 
(Urteil Emesa Sugar, ... Randnr. 56). 

134 Angesichts dieser Umstände konnte die 
Kommission in der fünften Begrün­
dungserwägung der angefochtenen Ver­
ordnung in vertretbarer Weise davon 
ausgehen, dass aufgrund der erhöhten 
Einfuhren von Zucker mit Ursprung in 
den ÜLG die Gefahr besteht, dass die 
gemeinsame Marktorganisation für 
Zucker in hohem Maße destabilisiert 
wird." 

75. Im Urteil Rica Foods III hat das Gericht 
hinzugefügt: 

„127 Die Klägerinnen weisen ferner darauf 
hin, dass die Verringerung der Produk­
tionsquoten für A- und B-Zucker nicht 
zwingend zu einem Einkommensverlust 
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fur die Landwirte führe. Diese könnten 
nämlich beschließen, andere Erzeug­
nisse anzubauen. 

128 Es ist jedoch festzustellen, dass unab­
hängig von der Frage, ob sich der Anbau 
von anderen Erzeugnissen als ebenso 
rentabel wie der Anbau von Zucker 
erweisen sollte, die Notwendigkeit einer 
erheblichen Verringerung der Produk­
tionsquoten für A- und B-Zucker für 
sich genommen das Bestehen einer 
Störung oder zumindest die Gefahr 
einer Störung eines Wirtschaftszweigs 
der Gemeinschaft im Sinne des Artikels 
109 Absatz 1 des ÜLG-Beschlusses 
belegt." 

76. Auf dieser Grundlage hat das Gericht 
festgestellt, dass der Kommission mit ihrer 
Annahme, die Erhöhung der streitigen Ein­
fuhren bringe „Schwierigkeiten" mit sich, die 
eine Beeinträchtigung eines Wirtschafts­
zweigs der Gemeinschaft im Sinne von 
Artikel 109 Absatz 1 des ÜLG-Beschlusses 
nach sich ziehen könnten, kein offensicht­
licher Beurteilungsfehler unterlaufen ist. 

77. Obgleich die Rechtsmittel insoweit be­
sonders unklar sind, kann angenommen 
werden, dass sich der vierte Rechtsmittel­
grund aus vier Teilen zusammensetzt, die 
nacheinander zu prüfen sind. 

78. Im Rahmen des ersten Teils macht Rica 
Foods geltend, dass die verschiedenen von 
der Kommission angeführten Umstände — 
also die Erhöhung der streitigen Einfuhren, 
der Überschuss der Gemeinschaftserzeugung 
und die Begrenzung der Ausfuhrerstattun­
gen — nicht nur vorhersehbar gewesen 
seien, sondern in gewissem Umfang auch 
vom Gemeinschaftsgesetzgeber erwünscht. 
So sei nach dem Wortlaut des ÜLG-Be­
schlusses die Entwicklung der Einfuhr von 
ÜLG-Erzeugnissen das gerade Hauptziel der 
mit diesem Beschluss geschaffenen Zusam­
menarbeit im Handel. Ebenso sei die in der 
CXL-Liste festgelegte Begrenzung der Aus­
fuhrerstattungen Ergebnis einer bewussten 
Entscheidung des Gemeinschaftsgesetzge­
bers. 

79. Diese verschiedenen Umstände hätten 
im Übrigen bereits im Zeitpunkt des Erlasses 
des ÜLG-Beschlusses bestanden, jedenfalls 
aber im Zeitpunkt seiner Änderung im Jahr 
1997. So gebe es auf dem Gemeinschafts­
markt für Zucker bereits seit 1968 eine 
Überschusssituation. Vor diesem Hinter­
grund hätte das Gericht diese Umstände 
nicht als „Schwierigkeiten" werten dürfen, 
die die Gefahr einer Beeinträchtigung eines 
Wirtschaftszweigs der Gemeinschaft im 
Sinne des Artikels 109 Absatz 1 des ÜLG-
Beschlusses mit sich brächten. 

80. Dieser erste Teil des Rechtsmittelgrun­
des beruht meiner Auffassung nach auf einer 
unzutreffenden Prämisse. Aus den angefoch­
tenen Urteilen geht nämlich klar hervor, dass 
es bis 1997 keine Einfuhr von Zucker und 
Mischungen unter Ursprungskumulierung 
EG/ÜLG in die Gemeinschaft gab. In Rand-
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nummer 110 des Urteils Rica Foods II hat 
das Gericht festgestellt, dass diese Einfuhren 
„von 0 Tonnen im Jahr 1996 auf mehr als 
48 000 Tonnen im Jahr 1999 angestiegen 
[sind]". Daher lässt sich nicht behaupten, wie 
es die Klägerin tut, dass die von der 
Kommission bezeichneten „Schwierigkeiten" 
bereits im Zeitpunkt des Erlasses des ÜLG-
Beschlusses im Jahr 1991 oder bei dessen 
Überprüfung im Jahr 1997 bestanden hätten. 

81. Was die Vorhersehbarkeit oder Er­
wünschtheit bestimmter dieser Umstände 
angeht, so läge hierin — selbst wenn dies 
als wahr unterstellt wird 4 2 — an sich nichts, 
was die Kommission und sodann das Gericht 
an der Feststellung hätte hindern können, 
dass es sich bei diesen Umständen um 
„Schwierigkeiten" im Sinne des Artikels 109 
Absatz 1 des ÜLG-Beschlusses handelte. 
Denn schon die Tatsache als solche, dass in 
den ÜLG-Beschluss eine Klausel über 
Schutzmaßnahmen eingefügt wurde, ob­
gleich der Handel mit den ÜLG durch den 
Beschluss gerade entwickelt werden sollte, 
zeigt, dass dieser Handel trotz seiner Er­
wünschtheit eines Tages durchaus als Quelle 
von „Schwierigkeiten" oder Gefahr der Be­
einträchtigung eines Wirtschaftszweigs der 
Gemeinschaft angesehen werden könnte. 

82. Mit dem zweiten Teil des Rechtsmittel­
grundes macht Rica Foods geltend, dass 

entgegen Randnummer 128 des Urteils Rica 
Foods III die angeblich durch die streitigen 
Einfuhren veranlasste Verringerung der Pro­
duktionsquoten für die Gemeinschaftserzeu­
ger keinen Einkommensrückgang bewirkt 
habe. Denn die Verringerung der Quoten 
habe allein zur Konsequenz, dass die Er­
zeuger ein anderes Erzeugnis anbauten und 
damit einer anderen landwirtschaftlichen 
Garantieregelung unterlägen. 

83. Dieses Vorbringen ist gleichfalls zurück­
zuweisen. Die Klägerin trägt nämlich nichts 
vor, was belegen könnte, dass die Gemein­
schaftserzeuger bei einer Verringerung der 
Produktionsquoten tatsächlich die Möglich­
keit hätten, sich anderen Anbauarten zu 
widmen. Diese Behauptung wird im Übrigen 
von der Kommission mit Nachdruck bestrit-
ten 43. 

84. Jedenfalls hat Rica Foods weder nachge­
wiesen noch auch nur vorgetragen, dass dem 
Gericht ein Rechtsfehler mit seiner Fest­
stellung unterlaufen wäre, wonach „unab­
hängig von der Frage, ob sich der Anbau von 
anderen Erzeugnissen als ebenso rentabel 
wie der Anbau von Zucker erweisen sollte, 
die Notwendigkeit einer erheblichen Verrin­
gerung der Produktionsquoten für A- und B-
Zucker für sich genommen das Bestehen 
einer Störung oder ... die Gefahr einer 
Störung eines Wirtschaftszweigs der Ge­
meinschaft im Sinne des Artikels 109 Ab­
satz 1 des ÜLG-Beschlusses belegt" 44. 

42 — In seinen Schlussanträgen in der Rechtssache Emesa Sugar 
hat Generalanwalt Ruiz-larabo Colomer darauf hingewiesen, 
dass die Folgen der Ursprungskumulierung im Zeitpunkt des 
Erlasses des ÜLG-Beschlusses nicht vorhersehbar waren. Er 
führte dazu aus, dass der Rat „die in der Ursprungskumulie­
rung liegende rechtliche Fiktion seinerzeit ļschufj, ohne sich 
über ihre möglichen Konsequenzen vollständig im Klaren zu 
sein — und vermutlich ohne es sein zu können" (Nr. 58). 

43 — Vgl. die Klagebeantwortungen in den Rechtssachen 
C-40/03 P (Randnr. 39) und C-41/03 P (Randnr. 45). 

44 — Urteil Rica Foods III (Randnr. 128, Hervorhebung von mir). 
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85. Im Rahmen des dritten Teils ihres 
Rechtmittelgrundes weist Rica Foods darauf 
hin, dass die streitigen Einfuhren im Ver­
hältnis zur Gemeinschaftserzeugung men­
genmäßig zu vernachlässigen seien. So hät­
ten die Zuckereinfuhren mit Ursprungsku-
mulierung AKP/ÜLG und EG/ÜLG im Jahr 
1999 lediglich 0,320 % (KN-Code 1701) und 
0,102 % (KN-Code 1806) der Gemeinschafts­
erzeugung betragen. Es sei daher rechtlich 
fehlerhaft, dass das Gericht diese gering­
fügigen Mengen als Quelle von „Schwierig­
keiten" im Sinne des Artikels 109 Absatz 1 
des ÜLG-Beschlusses eingestuft habe. 

86. Wie erinnerlich, hat der Gerichtshof im 
Urteil Emesa Sugar, in dem es um ein 
Jahreskontingent von 3 000 Tonnen für Zu­
ckereinfuhren mit Ursprungskumulierung 
AKP/ÜLG ging, festgestellt, dass „jede, selbst 
gemessen an der Gemeinschaftserzeugung 
geringfügige Menge Zucker, die zusätzlich 
auf den Gemeinschaftsmarkt gelänge, die 
Gemeinschaftsorgane gezwungen hätte, ent­
weder ... die Ausgaben für die Ausfuhrsub-
ventionierung zu erhöhen oder die Quoten 
für die europäischen Erzeuger zu senken, 
was die ... gemeinsame Marktorganisation 
für Zucker gestört und den Zielen der 
gemeinsamen Agrarpolitik widersprochen 
hätte"45. Es sei auch darauf hingewiesen, 
dass die Einfuhr von ÜLG-Zucker in die 
Gemeinschaft in den Jahren 1996 und 1997, 
als das genannte Kontingent festgesetzt 

wurde, 2 251,1 Tonnen und 10 372,2 Tonnen 
betrug46. 

87. Im Zeitpunkt des Erlasses der streitigen 
Verordnungen, also im Jahr 1999, belief sich 
diese Einfuhr dagegen auf 51 969,5 Ton­
nen47. 

88. Unter diesen Umständen ist ein Rechts­
fehler des Gerichts nicht ersichtlich. Denn 
nachdem der Gerichtshof bereits im Februar 
2000 festgestellt hatte, dass Zuckereinfuhren 
in Höhe von 10 000 Tonnen die Gefahr einer 
Störung der gemeinsamen Marktorganisa­
tion für Zucker bedeuteten, war es folgerich­
tig, dass das Gericht im November 2002 
annahm, fünfmal höhere Einfuhren im Rah­
men derselben Marktorganisation begründe­
ten „Schwierigkeiten" und die Gefahr ihrer 
Beeinträchtigung. 

89. Mit dem letzten Teil dieses Rechtsmit­
telgrundes schließlich rügt die Klägerin die 
Randnummern 112 bis 115 des Urteils Rica 
Foods II als rechtsfehlerhaft, wonach die 
Einfuhr von ÜLG-Zucker im Wirtschaftsjahr 
1999/2000 Auswirkungen auf die Verpflich­
tungen der Gemeinschaft aus der CXL-Liste 
gehabt hätte. Rica Foods meint, dass die 
Gemeinschaft nach den Durchführungsvor-

45 — Randnr. 56 (Hervorhebung von mir). 

46 — Exportstatistiken von Eurostat für aus den ÜLG nach der 
Gemeinschaft ausgeführte Erzeugnisse der KN-Codes 
1806 10 30, 1806 10 90 und 1701 in den Jahren 1991-2000 
(Anlage 1 des Streithilfeschriftsatzes des Königreichs Spanien 
in der Rechtssache T-94/00). 

47 — Ebenda. 
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schriften zu den Höchstmengen der Liste 
über einen hinreichenden Spielraum verfügt 
hätte, um im Wirtschaftsjahr 1999/2000 
erhöhte Importe von Zucker und Mischun­
gen mit Ursprungskumulierung EG/ÜLG 
aufzunehmen. 

90. Insoweit genügt der Hinweis, dass das 
Gericht in den Randnummern 112 bis 115 
des Urteils Rica Foods II nicht die Frage 
geprüft hat, ob die in den WTO-Überein-
künften festgelegten Höchstmengen im 
Wirtschaftsjahr 1999/2000 die streitigen 
Einfuhren erlaubt hätten. Es hat vielmehr 
dort das Vorbringen der Klägerin geprüft, 
wonach der Erzeugungsüberschuss und die 
Verpflichtungen aus den WTO-Überein-
künften angeblich deshalb keine „Schwierig­
keiten" im Sinne des Artikels 109 Absatz 1 
des ÜLG-Beschlusses begründeten, weil „der 
Produktionsüberschuss seit ungefähr 30 Jah­
ren bes tehe" und „die WTO-Überein-
künfte ... im Jahr 1994 geschlossen worden 

.. 48 
seien 

91. Demnach schlage ich vor, den vierten 
Rechtsmittelgrund insgesamt zurückzuwei­
sen. 

E — Zum fünften Rechtsmittelgrund: Verstoß 
gegen Artikel 109 Absatz 2 des ÜLG-Be­
schlusses 

92. Der fünfte Rechtsmittelgrund richtet 
sich gegen die vom Gericht vorgenommene 
Beurteilung der Verhältnismäßigkeit der 
streitigen Maßnahmen. 

93. Das Gericht hat im ersten Rechtszug 
festgestellt, dass die Kommission den in 
Artikel 109 Absatz 2 des ÜLG-Beschlusses 
niedergelegten Grundsatz der Verhältnismä­
ßigkeit nicht verkannt habe, als sie die 
Einfuhr von Zucker und Mischungen mit 
Ursprungskumulierung EG/ULG in der Ver­
ordnung Nr. 465/2000 auf 3 340 Tonnen und 
sodann in der Verordnung Nr. 2081/2000 
auf 4 848 Tonnen beschränkte 49. 

94. Mit ihrem fünften Rechtsmittelgrund 
macht Rica Foods geltend, dass diese Beur­
teilung dem Grundsatz der Verhältnismä­
ßigkeit zuwiderlaufe. Sie erhebt insoweit 
gegen das Gericht zwei Rügen. 

95. Erstens meint sie, dass die Höchstmen­
gen von 3 340 Tonnen und 4 484 Tonnen, 
die die Kommission in den streitigen Ver­
ordnungen festlegte, im Hinblick auf die in 
die Gemeinschaft eingeführten Mengen von 
ÜLG-Zucker viel zu gering seien. 

48 — Randnr. 112. In Wirklichkeit wurde die Frage, inwieweit die 
WTO-Übereinkünfte Handlungsspielraum ließen, vom Ge­
richt in den Randnummern 135 bis 139 des Urteils Rica 
Foods 11 geprüft. Selbst wenn sich das Rechtsmittel von Rica 
Foods dahin auffassen ließe, dass es gegen diese Randnum­
mern gerichtet ist — und nicht gegen die in der Rechts­
mittelschrift ausdrücklich genannten Randnummern 112 bis 
115 —, erscheint mir das Vorbringen von Rica Foods 
jedenfalls aus den Gründen, die ich in meinen heutigen 
Schlussanträgen in den Rechtssachen C-26/00, C-180/00 und 
C-452/00 (Niederlande/Kommission, Nrn. 76 bis 79) dar­
gelegt habe, unbegründet. 

49 — Vgl. Urteile Rica Foods II (Randnrn. 157 bis 197) und Rica 
Foods III (Randnrn. 142 bis 177). 

I - 6838 



RICA FOODS / KOMMISSION 

96. Diese erste Rüge halte ich für offensicht­
lich unzulässig. 

97. Nach ständiger Rechtsprechung nämlich 
folgt aus den Artikeln 225 EG, 58 Absatz 1 
der Satzung des Gerichtshofes und 112 § 1 
Buchstabe c der Verfahrensordnung des 
Gerichtshofes, dass ein Rechtsmittel die 
beanstandeten Teile des Urteils, dessen 
Aufhebung beantragt wird, sowie die recht­
lichen Argumente, die diesen Antrag speziell 
stützen, genau bezeichnen muss 50. 

98. Im vorliegenden Fall hat Rica Foods 
indessen in ihren Rechtsmittelschriften nur 
ausgeführt: 

die [Kommission] und der Rat bleiben 
eine plausible oder nachvollziehbare Erklä­
rung dafür schuldig, welche Interessen und 
Gründe dafür sprachen, die Einfuhr von 
ÜLG-Zucker auf das Niveau von 1997 zu 
beschränken, also auf eine Menge, die 

— im Verhältnis zur europäischen Erzeu­
gung, zu den europäischen Einfuhren 

oder Ausfuhren, zum europäischen 
Überschuss oder zu jedem anderen 
Aspekt der europäischen Regelung für 
Zucker völlig zu vernachlässigen und 
außerdem 

— gänzlich unzureichend ist, um der Zu­
ckerindustrie der ÜLG eine angemes­
sene Grundlage für die Zukunft zu 
bieten." 51 

99. Die Klägerin gibt also nicht speziell an, 
wodurch das Gericht den Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit gemäß Artikel 109 Ab­
satz 2 des ÜLG-Beschlusses verkannt haben 
soll. 

100. Zweitens macht Rica Foods geltend, die 
in die Gemeinschaft eingeführten Mengen 
von ÜLG-Zucker seien so gering gewesen, 
dass sie den Erlass der streitigen Kontingente 
nicht hätten rechtfertigen können 52. 

101. Dieses Vorbringen betrifft indessen 
nicht die Verhältnismäßigkeit der streitigen 
Verordnungen. Es hat die Frage zum Gegen­
stand, ob die streitigen Einfuhren als 
„Schwierigkeiten" gewertet werden durften, 

50 — Vgl. als jüngere Beispiele Urteil vom 23. März 2004 in der 
Rechtssache C-234/02 P (Europäischer Bürgerbeauftragter/ 
Lamberts, noch nicht in der amtlichen Sammlung veröffent­
licht, Randnr. 76) und Beschluss vom 28. Oktober 2004 in 
der Rechtssache C-236/03 P (Kommission/CMA CGM u. a., 
noch nicht in der amtlichen Sammlung veröffentlicht, 
Randnr. 43). 

51 — Rechtsmittelschriften in den Rechtssachen C-40/03 P 
(Randnr. 66) und C-41/03 P (Randnr. 72). 

52 — Rechtsmittelschriften in den Rechtssachen C-40/03 P 
(Randnr. 68) und C-41/03 P (Randnr. 74). 
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die den Erlass einer Schutzmaßnahme nach 
Artikel 109 Absatz 1 des ÜLG-Beschlusses 
rechtfertigten. Im Übrigen ist diese Frage 
bereits im Rahmen des vierten Rechtsmittel­
grundes geprüft worden, mit dem Fehler bei 
der Auslegung von Artikel 109 Absatz 1 des 
ÜLG-Beschlusses gerügt wurden 53. 

102. Demnach schlage ich vor, den fünften 
Rechtsmittelgrund zurückzuweisen. 

F — Zum sechsten Rechtsmittelgrund: Ver­
letzung des Präferenzstatus der ÜLG 

103. Der letzte Rechtsmittelgrund richtet 
sich gegen die vom Gericht vorgenommene 
Beurteilung des Präferenzstatus der ÜLG-
Erzeugnisse. 

104. Dazu hat das Gericht ausgeführt 54: 

„198 Die Klägerinnen machen geltend, dass 
die Gemeinschaftsorgane nach Artikel 3 
Absatz 1 Buchstabe s EG und den 
Bestimmungen des Vierten Teils des 
EG-Vertrags ... den Grundsatz der 
Präferenzhierarchie berücksichtigen 

müssten. Nach diesem Grundsatz dürf­
ten die Gemeinschaftsorgane die Waren 
mit Ursprung in den ÜLG nicht gegen­
über Waren aus den AKP-Staaten oder 
anderen Drittländern benachteiligen ... 

199 Erstens schließe Artikel 213 des Über­
einkommens von Lomé den Erlass von 
Schutzmaßnahmen für Zucker vollstän­
dig aus. Der Erlass der angefochtenen 
Verordnung verstoße somit gegen den 
Präferenzstatus der ÜLG gegenüber den 
AKP-Staaten. 

200 [Rica Foods] vergleicht darüber hinaus 
Artikel 109 Absatz 1 des ÜLG-Beschlus­
ses mit anderen Schutzmaßnahmen ... 
Da den ÜLG ein höherer Präferenzgrad 
zukomme, müsse es die Kommission 
vermeiden, Schutzmaßnahmen nach 
Artikel 109 Absatz 1 des ÜLG-Beschlus­
ses gegen Einfuhren aus den ÜLG zu 
erlassen, wenn die Voraussetzungen für 
den Erlass solcher Maßnahmen hin­
sichtlich der Einfuhren aus weniger 
bevorzugten Drittländern nicht vorlä­
gen. 

201 Zweitens weisen die Klägerinnen darauf 
hin, dass die Gemeinschaft nach dem 
Protokoll Nr. 8 des Übereinkommens 
von Lomé den AKP-Staaten ein Kon­
tingent von mehr als 1,7 Millionen 
Tonnen Zucker eingeräumt habe, das 
diese ganz oder teilweise zollbefreit und 
zu einem garantierten Preis in die 

53 — Vgl. oben, Nrn. 85 bis 88. 
54 — Urteil Rica Foods II. 
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Gemeinschaft einführen könnten. In­
dem sie die durch Ursprungskumulie¬ 
rung EG/ÜLG begünstigten Einfuhren 
von Zucker mit Ursprung in den ÜLG 
auf 3 340 Tonnen für sieben Monate 
beschränkt habe, habe die Kommission 
gegen den Grundsatz verstoßen, dass 
die Waren mit Ursprung in den ÜLG 
gegenüber den Waren aus den AKP-
Staaten oder anderen Drittländern nicht 
benachteiligt werden dürften. 

202 Es ist daran zu erinnern, dass sich der 
Gemeinschaftsrichter im Rahmen seiner 
Kontrolle auf die Prüfung zu beschrän­
ken hat, ob der Kommission, die im 
vorliegenden Fall über ein weites Er­
messen verfügte, beim Erlass der ange­
fochtenen Verordnung ein offen­
sichtlicher Beurteilungsfehler unterlau­
fen ist ... 

203 Selbst wenn den Erzeugnissen mit Ur­
sprung in den ÜLG nach dem Vierten 
Teil des EG-Vertrags ein Präferenzsta­
tus zukommt, haben der Gerichtshof 
und das Gericht bereits entschieden, 
dass Artikel 109 des ÜLG-Beschlusses, 
der die Kommission e rmäch t ig t , 
Schutzmaßnahmen zu erlassen, als sol­
cher nicht gegen die Grundsätze des 
Vierten Teils des Vertrages verstößt ... 
Aus dem bloßen Erlass einer Schutz­
maßnahme auf der Grundlage des Arti­
kels 109 des ÜLG-Beschlusses kann 
daher kein Verstoß gegen den Präfe­
renzstatus der Erzeugnisse mit Ur­
sprung in den ÜLG abgeleitet werden. 

204 Zum Status von Zucker im Überein­
kommen von Lomé ist festzustellen, 
dass sich die Gemeinschaft im Protokoll 
Nr. 8 im Anhang dieses Übereinkom­
mens gegenüber den AKP-Staaten ver­
pflichtet, Zucker zu garantierten Preisen 
zu kaufen und jährlich eine bestimmte 
Menge Zucker (1,7 Millionen Tonnen) 
einzuführen. Diese Einfuhren sind voll­
ständig oder teilweise zollbefreit. Um zu 
verhindern, dass diese Garantie bloß auf 
dem Papier steht, sieht Artikel 213 des 
Übereinkommens von Lomé vor, dass 
die Schutzklausel (Artikel 177 des Über­
einkommens von Lomé) im Rahmen 
des Protokolls Nr. 8 keine Anwendung 
findet. 

205 Demgegenüber sind nach Artikel 101 
Absatz 1 des ÜLG-Beschlusses alle 
Waren mit Ursprung in den ÜLG, somit 
grundsätzlich auch Zucker, frei von 
Einfuhrzöllen zur Einfuhr in die Ge­
meinschaft zugelassen. Dem Zucker mit 
Ursprung in den ÜLG kommt somit 
eindeutig ein Präferenzstatus gegenüber 
dem AKP-Zucker zu. Die Tatsache, dass 
die Kommission eine — naturgemäß 
vorübergehende — Schutzmaßnahme 
erlässt, ändert nichts an dieser Sachlage. 
Insoweit ist zudem darauf hinzuweisen, 
dass die angefochtene Verordnung nur 
die durch die Ursprungskumulierung 
EG/ÜLG begünstigten Einfuhren von 
Zucker und Mischungen betrifft. Sie 
legt keine Höchstmenge für Einfuhren 
von Zucker mit Ursprung in den ÜLG 
nach den gewöhnlichen Ursprungsre­
geln fest, falls es eine solche Erzeugung 
geben sollte. 
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206 Das Vorbringen, das auf den Präferenz­
status von Zucker mit Ursprung in den 
ÜLG gegenüber Zucker mit Ursprung 
in den AKP-Staaten gestützt wird, ist 
daher zurückzuweisen. 

207 Aus den gleichen Gründen können die 
Klägerinnen kein Argument aus den 
Schutzklauseln herleiten, die in den 
Abkommen enthalten sind, die die 
Gemeinschaft mit einigen Drittländern 
geschlossen hat. 

210 Aufgrund dieser Erwägungen ist festzu­
stellen, dass die angefochtene[n] Ver¬ 
ordnung[en] nicht dazu geführt ha [ben], 
dass sich die AKP-Staaten und die 
Drittländer in einer Wettbewerbsposi­
tion befinden, die offensichtlich günsti­
ger als die Position der ÜLG ist." 

105. Mit ihrem letzten Rechtsmittelgrund 
macht Rica Foods geltend, dass das Gericht 
mit dieser Beurteilung den Präferenzstatus 
der Erzeugnisse aus den ÜLG verkannt habe. 
Es habe nicht berücksichtigt, dass im Zu­
sammenhang mit Schutzmaßnahmen zwi­
schen der Behandlung von Einfuhren der 

ÜLG-Erzeugnisse und der Behandlung von 
Einfuhren aus AKP-Staaten, meistbegünstig­
ten Staaten und sogar bestimmten Drittstaa­
ten ein großer Unterschied bestehe. 

106. Wie die Kommission halte ich diesen 
Rechtsmittelgrund für offensichtlich unzu­
lässig. 

107. Das Gericht hat nämlich in den vor­
stehend wiedergegebenen Randnummern 
198 bis 210 des Urteils Rica Foods II klar 
die Gründe angegeben, aus denen seiner 
Auffassung nach die streitigen Schutzmaß­
nahmen den AKP-Staaten und Drittländern 
keine günstigere Wettbewerbsstellung ver­
schafften als den ÜLG. 

108. In ihren Rechtsmittelschriften bezeich­
net Rica Foods jedoch nicht den Rechts­
fehler, der diesen Erwägungen des Gerichts 
anhaften soll. Sie wiederholt lediglich, dass 
die „ÜLG-Erzeugnisse wegen ihres Präfe­
renzstatus in der Gemeinschaft eine privile­
gierte Stellung" hätten und dass „die Beklagte 
mit den [streitigen] Schutzmaßnahmen ... 
Importe aus AKP- und meistbegünstigten 
Staaten grundlegend anders [behandele] als 
Einfuhren aus den ÜLG" 55. 

55 — Rechtsmittelschriften in den Rechtssachen C-40/03 P 
(Randnr. 88) und C-41/03 P (Randnr. 99). 
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109. Daher ist dieser Rechtsmittelgrund ge­
mäß der oben in Nummer 97 zitierten 

Rechtsprechung als offensichtlich unzulässig 
zurückzuweisen. 

V — Ergebnis 

110. Nach alledem schlage ich vor, die Rechtsmittel zurückzuweisen und der 
Rechtsmittelführerin gemäß den Artikeln 69 und 118 der Verfahrensordnung des 
Gerichtshofes die Kosten aufzuerlegen, ausgenommen die Kosten der Streithelfer. 
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